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Ist ein Unterhaltsvertrag für das Kind eines Konkubinatspaares zwingend?
Sachverhalt

Ich bin neben der Führung von Mandaten zuständig für die Ausfertigung von Unterhaltsverträgen für Kinder von unverheirateten Kindern. Diese Aufträge erhalten wir von der Gemeinde ohne Errichtung eines Mandats. Wenn dies nicht gelingt, wird dann vor Ablauf eines Jahres ein Mandat errichtet und uns übertragen.

Nun bin ich mit einem Fall konfrontiert, in dem die Eltern von einem Kind im Konkubinat zusammenleben. Die Eltern verstehen nicht, warum die Ausfertigung eines Unterhaltsvertrages notwendig sei, da bei einer Trennung die Verhältnisse sowieso wieder anders seien. Sie wollen, dass wir mit Bezug auf einen Gesetzesartikel Ihre Verpflichtung belegen, dass der Unterhalt trotz dem Zusammenleben im Konkubinat geklärt werden muss. 

Für mich ist klar, dass ein Unterhaltsvertrag nur dann ausgefertigt werden kann, wenn die Eltern freiwillig mitmachen. Für mich stellt sich die Frage, ob nach erfolglosen Versuchen einen UV zu erstellen für die Festsetzung von Unterhaltsbeiträgen eine Beistandschaft eingerichtet werden muss und wenn notwendig sogar eine Unterhaltsklage eingereicht werden muss. Oder kann im Falle von Konkubinatspaaren davon abgesehen werden? Aufgrund wessen Gesetzesartikel ist die VB verpflichtet, die Klärung des Unterhalts auch gegen den Willen der beiden Eltern durchzusetzen? 

Ich hoffe, dass meine Frage damit klar genug umrissen ist. Mir geht es bei der obigen Fragestellung darum, Klarheit über die Verpflichtung(en) im Zusammenhang mit Unterhaltsverträgen bzw. der Regelung von Unterhaltsbeiträgen zu erhalten. Mit der Antwort erhoffe ich mir, gegenüber den Kindeseltern eine klare Aussage machen zu können und der Vormundschaftsbehörde eine Empfehlung für das weitere Vorgehen abgeben zu können.

Erwägungen

1. Nach Art. 308 Abs. 2 ZGB kann dem Kind ein Beistand bestellt werden zur Wahrung seines Unterhaltsanspruchs (Art. 279, 287 ZGB). Im Gesetz selber findet sich keine Bestimmung, wonach der Unterhalt eines Kindes, dessen Eltern miteinander nicht verheiratet sind, zwingend zu regeln sei, die Regelungspflicht lässt sich allerdings aus Art. 276 in Verbindung mit Art. 279 und 287 ZGB herleiten. Erstens besteht für die Eltern eine Unterhaltspflicht (Art. 276 ZGB), und zweitens ist diese für den nicht obhutsberechtigten Elternteil gegenüber dem Kind erst dann verbindlich geregelt, wenn entweder ein Gericht ein Urteil gesprochen oder eine Vereinbarung genehmigt hat oder vor der Vormundschaftsbehörde eine Vereinbarung zustande kam und von ihr genehmigt worden ist. In der Lehre wird deshalb seit jeher vertreten, bei dieser Sachlage sei regelmässig, und zwar auch bei Konkubinatskindern, eine Regelung nötig (Hegnauer, Grundriss Kindesrecht, § 27.20; Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht, 4. Auflage, 2005, 111 S. 53 und 113 S.85 ff.; Basler Kommentar ZGB I-Breitschmid, N 8 zu Art. 308 ZGB).

2. Die Frage, ob die in der Lehre vertretene „paternalistische“ Haltung überholt oder mit den Interessen des Kindes unvereinbar sei, wurde in jüngster Zeit vom Bundesgericht, aber auch von kantonalen Gerichten, erneut geprüft, weil sich immer wieder Eltern in stabilen Konkubinatsverhältnissen gegen die Forderung nach einem behördlich genehmigten Unterhaltsvertrag zur Wehr setzen. Abgesehen davon, dass es nicht einzuleuchten vermag, weshalb umsorgende Eltern den Unterhaltsanspruch ihres Kindes, der dem Kind eine Sicherheit vermittelt, nicht regeln wollen, ist auch die aktuelle Gerichtspraxis klar auf der Linie der jahrelang bestätigten, überwiegenden Lehrmeinung (Justiz- und Polizeidepartement St. Gallen, Entscheid vom 11.4.2005 in ZVW 2005 S. 228 ff;  Bundesgerichtsentscheid 5C.265/2004 vom 26. Januar 2005 in ZVW 2005 S. 231 f. Nr. 7). Bietet der durch Geld unterhaltspflichtige Elternteil innert nützlicher Frist nicht Hand zu einer Unterhaltsregelung, wird dem Kind durch die Vormundschaftsbehörde ein Beistand ernannt, welche das Kind – auch gegen den Willen der Inhaberin oder des Inhabers der elterlichen Sorge – vertritt und nötigenfalls die Unterhaltsklage erheben muss (wozu gemäss Art. 421 Ziff. 8 ZGB immer auch die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde erforderlich ist, vgl. Mustersammlung 111.3 S. 58 f.).

3. Fazit: Die Tatsache, dass die Eltern zusammen leben, vermag einen Verzicht auf die Unterhaltsregelung nicht zu begründen. Die Eltern werden, ausser dass sie das Argument der angeblichen Einmischung behaupten, nichts vorbringen können, was im Interesse des Kindes einen Verzicht auf einen Unterhaltstitel zu begründen vermag. Die rechtliche Grundlage findet sich in Art. 276 i.V.m. Art. 279 und 287 ZGB, zudem in der subsidiären Verantwortlichkeit des Staates zur Durchsetzung der Kindesinteressen, wenn die Eltern dazu nicht willens oder nicht fähig sind (Art. 307 ZGB), und ist durch eine in der jüngsten Vergangenheit bestätigte bundesgerichtliche Rechtsprechung unterlegt. 

4. Beizufügen bleibt, dass für den Fall besonders günstiger wirtschaftlicher Verhältnisse der Mutter, die es ihr erlauben, ohne weiteres alleine für den Unterhalt des Kindes aufzukommen, eine Verzichtserklärung der Mutter entgegen genommen werden kann. Es handelt sich diesfalls um eine Art Schuldübernahmeerklärung der Mutter (Mustersammlung VBK 4. Auflage 112.4 S. 82 f.).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 14. Juli 2006
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